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U n t e r r i c h t u n g
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Beschluss des Thüringer Landtags (Drucksache 7/3301) 
zu der Drucksache 7/1634 - 
Istanbul-Konvention in Thüringen umsetzen: Gewalt ge-
gen Frauen und Mädchen und häusliche Gewalt verhü-
ten und bekämpfen 

Bezug nehmend auf den oben genannten Beschluss des Thüringer Land-
tags vom 6. Mai 2021 übersende ich Ihnen anliegend den von der Mi-
nisterin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie übergebe-
nen Bericht der Landesregierung.

Prof. Dr. Hoff
Minister für Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten

und Chef der Staatskanzlei

Hinweis der Landtagsverwaltung:
Der Bericht wurde mit Schreiben des Ministers für Kultur, Bundes- und Europa-
angele gen heiten und Chefs der Staatskanzlei vom 26. Januar 2022 an die Prä-
sidentin des Landtags zugeleitet. Auf einen Abdruck des Berichts wurde auf 
Grund des Umfangs verzichtet. Er steht elektronisch im Abgeordneteninforma-
tionssystem und im Internet unter der Adresse www.parldok.thueringen.de un-
ter der oben genannten Drucksachennummer zur Verfügung. Die Fraktionen, 
die Parlamentarische Gruppe der FDP und die fraktionslosen Abgeordneten so-
wie die Landtagsbibliothek haben je ein Exemplar des Berichts in der Papier-
fassung erhalten.
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Erster Bericht zur Umsetzung einer Gesamtstrategie gegen alle Formen geschlechts-
spezifischer Gewalt 
 
A Einführung 
 
Die Istanbul-Konvention (IK)1 ist das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Be-
kämpfung von Gewalt gegen Frauen2 und häuslicher Gewalt. Die Istanbul-Konvention ist ein 
2011 ausgearbeiteter völkerrechtlicher Vertrag und schafft verbindliche Rechtsnormen gegen 
Gewalt an Frauen und Mädchen. Seit Februar 2018 ist die Konvention in Deutschland gelten-
des Recht3 und gibt starke Impulse für die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen auf allen staatlichen Ebenen. Die Istanbul-Konvention definiert Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen als Menschenrechtsverletzung und als Zeichen der strukturellen Ungleichstellung 
von Frauen und Männern.  
 
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, Gewalt gegen Frauen zu verhüten, zu verfolgen und zu 
beseitigen, die Diskriminierung von Frauen zu verhindern und die Rechte von Frauen zu stär-
ken. Die 81 Artikel der Istanbul-Konvention enthalten umfassende Verpflichtungen zur Präven-
tion und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, zum Schutz der Opfer 
und zur Bestrafung der Täter und Täterinnen. Die Konvention zielt damit zugleich auf die Stär-
kung der Gleichstellung von Mann und Frau und des Rechts von Frauen auf ein gewaltfreies 
Leben.4 
 
Mit Inkrafttreten des Übereinkommens verpflichtet sich Deutschland auf allen staatlichen Ebe-
nen, alles dafür zu tun, um Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen, Betroffenen Schutz und Un-
terstützung zu bieten und Gewalt zu verhindern. . 
 
Der Thüringer Landtag hat in seiner 45. Sitzung am 6. Mai 2021 den Beschluss (DS 7/3301: 
„Istanbul-Konvention in Thüringen umsetzen: Gewalt gegen Frauen und Mädchen und häusli-
che Gewalt verhüten und bekämpfen“) gefasst, in dem die Landesregierung gebeten wird, eine 
Gesamtstrategie gegen alle Formen von geschlechtsspezifischer Gewalt erarbeiten und um-
setzen zu lassen. Ein entsprechender jährlicher Umsetzungsbericht ist dem Thüringer Landtag 
erstmals im Jahr 2021 vorzulegen. Insbesondere soll dadurch das Recht auf ein gewaltfreies 

                                                 
1 Die Abkürzung IK wird entsprechend dem allgemeinen Standard im folgenden Text immer dann verwendet, 
wenn Artikel der Istanbul-Konvention benannt werden. 
 
2 “Frauen“ meint auch Mädchen unter 18 Jahre vgl. Artikel 3 IK. 
 
3 https://www.bmfsfj.de/resource/blob/122280/cea0b6854c9a024c3b357dfb401f8e05/gesetz-zu-dem-ueberein-

kommen-zur-bekaempfung-von-gewalt-gegen-frauen-istanbul-konvention-data.pdf) 
 
4  Artikel 1 IK: Zweck dieses Übereinkommens ist es, 

a) Frauen vor allen Formen von Gewalt zu schützen und Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt zu verhü-
ten, zu verfolgen und zu beseitigen; 
b) einen Beitrag zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau zu leisten und eine echte Gleichstel-
lung von Frauen und Männern, auch durch die Stärkung der Rechte der Frauen, zu fördern; 
c) einen umfassenden Rahmen sowie umfassende politische und sonstige Maßnahmen zum Schutz und zur 
Unterstützung aller Opfer von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt zu entwerfen; 
d) die internationale Zusammenarbeit im Hinblick auf die Beseitigung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt zu fördern;  
e) Organisationen und Strafverfolgungsbehörden zu helfen und sie zu unterstützen, um wirksam mit dem Ziel 
zusammenzuarbeiten, einen umfassenden Ansatz für die Beseitigung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt anzunehmen. 
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und selbstbestimmtes Leben von Frauen und Mädchen gesichert sowie Betroffene von häus-
licher Gewalt geschützt werden. Dabei wurden mit dem Landtagsbeschluss verschiedenen 
Eckpunkte für die Erarbeitung dieser Gesamtstrategie vorgegeben. 
 
Der Landtagsbeschluss geht in seiner Zielsetzung über die in Artikel 3 IK gesetzte Ge-
schlechtsspezifik von Frauen und Mädchen hinaus, indem dieser alle Geschlechter in den 
Blick nimmt.5 Unter „Geschlecht“ werden die gesellschaftlich geprägten Rollen, Verhaltenswei-
sen, Tätigkeiten und Merkmale, die eine bestimmte Gesellschaft als für Frauen und Männer 
angemessen ansieht, verstanden (Artikel 3 IK). Damit sind auch Lesben, Schwule, Bisexuelle 
sowie trans- und intergeschlechtliche (LSBTIQ) Personen sowie Personen mit männlich gele-
senem Geschlecht in den Aktionsplan zur Istanbul-Konvention einzubeziehen. Dies entspricht 
Artikel 2 Abs. 2 IK, in dem die Vertragsparteien ermutigt werden, das Übereinkommen auf alle 
Opfer häuslicher Gewalt anzuwenden und deckt sich mit dem erläuternden Bericht zum Über-
einkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt, der häusliche Gewalt gegen Männer*, Kinder und Ältere als kaum beach-
tetes Phänomen anerkennt, „das zu viele Familien betrifft, um ignoriert werden zu können“6. 
 
Der 1. Bericht zur Umsetzung der Istanbul-Konvention in Thüringen erfasst den Zeitraum Mai 
bis Dezember 2021 und gliedert sich in zwei Teile. In Teil B Gesamtstrategie wird der Ablauf-
plan zur Umsetzung der Istanbul-Konvention aufzeigt und Teil C erfolgt die Berichterstattung 
in Anlehnung an Eckpunkte des Landtagsbeschlusses 7/3301. 
 
 
B Die Gesamtstrategie  
 
1. Einrichtung der Koordinierungsstelle Umsetzung Istanbul-Konvention  
 
Die Koordinierungsstelle zur Istanbul-Konvention wird beim Büro der Beauftragten für die 
Gleichstellung von Frau und Mann im Freistaat Thüringen seit dem 1. Juli 2021 eingerichtet. 
Die Stellvertreterin der Gleichstellungsbeauftragten ist wegen der Wichtigkeit der Aufgabe mit 
der Leitung der Koordinierungsstelle zur Umsetzung der IK für Thüringen beauftragt. Für eine 
Referent:innenstelle konnte das Bewerbungs- und Auswahlverfahren erfolgreich abgeschlos-
sen werden und sie wird demnächst besetzt. Dies gilt auch für zwei weitere Stellen, die für 
grundsätzliche Aufgaben im Büro der Gleichstellungsbeauftragten vorgesehen sind (eine 
Stelle im höheren und eine Stelle im gehobenen Dienst). Erst mit der Besetzung können auf-
wendigere Aufgaben in Angriff genommen werden 
 
2. Bestellung eines Beirats gegen häusliche und sexualisierte Gewalt 

                                                 
5 Artikel 3 IK Begriffsbestimmungen: 

Im Sinne dieses Übereinkommens wird 
a) der Begriff „Gewalt gegen Frauen“ als eine Menschenrechtsverletzung und eine Form der Diskriminierung der 
Frau verstanden und bezeichnet alle Handlungen geschlechtsspezifischer Gewalt, die zu körperlichen, sexuellen, 
psychischen oder wirtschaftlichen Schäden oder Leiden bei Frauen führen oder führen können, einschließlich der 
Androhung solcher Handlungen, der Nötigung oder der willkürlichen Freiheitsentziehung, sei es im öffentlichen 
oder privaten Leben; 
b) bezeichnet der Begriff „häusliche Gewalt“ alle Handlungen körperlicher, sexueller, psychischer oder wirtschaft-
licher Gewalt, die innerhalb der Familie oder des Haushalts oder zwischen früheren oder derzeitigen Eheleuten 
oder Partnerinnen beziehungsweise Partnern vorkommen, unabhängig davon, ob der Täter beziehungsweise die 
Täterin denselben Wohnsitz wie das Opfer hat oder hatte;  
c) bezeichnet der Begriff „Geschlecht“ die gesellschaftlich geprägten Rollen, Verhaltensweisen, Tätigkeiten und 
Merkmale, die eine bestimmte Gesellschaft als für Frauen und Männer angemessen ansieht; 
d) bezeichnet der Begriff „geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen“ Gewalt, die gegen eine Frau gerichtet 
ist, weil sie eine Frau ist, oder die Frauen unverhältnismäßig stark betrifft; 
e) bezeichnet der Begriff „Opfer“ eine natürliche Person, die Gegenstand des unter den Buchstaben a und b 
beschriebenen Verhaltens ist; 
f) umfasst der Begriff „Frauen“ auch Mädchen unter achtzehn Jahren. 

6 https://rm.coe.int/1680462535 , S.38 
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Bei der Entwicklung von Strategien gegen häusliche und sexualisierte Gewalt sind nach Artikel 
7 Absatz 2 IK die Rechte der Betroffenen ins Zentrum zu stellen und nach Artikel 7 Absatz 3 
IK sind zivilgesellschaftliche Organisationen, Behörden sowie nationale Menschenrechtsinsti-
tutionen zu beteiligen. Der letzte Aspekt zielt auf den Prozess ab und stellt die Bedeutung 
zivilgesellschaftlicher Organisationen heraus, nicht nur bei der Umsetzung der Konvention auf 
der Ebene von Unterstützungs- und Beratungsleistungen, sondern auch auf politisch-strategi-
scher Ebene.  
Die Beauftragte für die Gleichstellung von Frau und Mann hat einen Beirat zum Schutz vor 
häuslicher und sexualisierter Gewalt (kurz „Beirat Gewaltschutz“) einberufen. Dessen Arbeit 
baut inhaltlich und strukturell auf der ehemaligen „Monitoringgruppe gegen häusliche Gewalt“ 
auf. Hier konnte teilweise auf bestehende, aber durch die Vakanz der Landeskoordinierungs-
stelle in den Jahren 2020 und 2021 von Diskontinuität betroffene Strukturen zurückgegriffen 
werden. Für den Beirat musste insbesondere ein neuer Name gefunden werden, um Missver-
ständnisse hinsichtlich des in Artikel 10 IK geforderten Monitorings zu vermeiden und die be-
ratende und somit impulsgebende Funktion, wie sie in den Artikeln 7 und 9 der IK gefordert 
wird, zu unterstreichen. Zur Bestellung des Beirates siehe auch die Ausführungen unter Kapitel 
C III. 
 
 
3. Benennung einer Monitoringstelle  
 
Die Benennung einer Monitoringstelle steht noch aus. Es wird unter Beachtung der Grund-
sätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nach § 7 Thüringer Landeshaushaltsordnung 
(ThürLHO) geprüft, ob das Monitoring auch punktuell extern als wissenschaftlicher Auftrag 
vergeben werden kann. Hierüber ist noch abschließend zu entscheiden (vgl. auch Ausführun-
gen unter Kapitel C III).  
 
 
4.  Erhebung des Status quo in allen gesellschaftlichen Bereichen zu sexualisierter 
und häuslicher Gewalt.  
 
Zum 1. Grevio Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland7 zur Umsetzung der Istanbul-
Konvention hat Thüringen bereits anhand des dortigen Rasters einen Länderüberblick erar-
beitet. Dieser ist als Anlage als Überblick zum Status Quo beigefügt und bezieht sich auf die 
Bereiche:  
 
● Ineinandergreifende politische Maßnahmen und Datensammlung 
● Prävention 
● Schutz und Unterstützung 
● Materielles Recht 
● Ermittlungen, Strafverfolgung, Verfahrensrecht, Schutzmaßnahmen 
● Migration und Asyl 
 

                                                 
7 (GREVIO = Group of  Experts on action against Violence against women and domestic violence) 
 GREVIO – Erster Staatenbericht Deutschland 2020 https://www.bmfsfj.de/re-
source/blob/160138/6ba3694cae22e5c9af6645f7d743d585/grevio-staatenbericht-2020-data.pdf 
Der Grevio-Bericht wird maßgeblich vom Bundesfrauenministerium (BMFSFJ) in Zusammenarbeit mit zahlreichen 
Bundes- und Landesressorts verfasst und spiegelt die Maßnahmen zum Schutz von Frauen vor Gewalt auf Bundes- 
und Landesebene wider. Diese Maßnahmen zur Ratifizierung der Konvention werden im Folgenden von einer un-
abhängigen Expert*innengruppe des Europarates, der GREVIO (group of experts on actions against violence 
against women and domestic violence), überprüft 
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Eine Aktualisierung dieser Daten wird im Rahmen der Erhebung des Status Quo zur Erarbei-
tung des Aktionsplanes in 2022 erfolgen. Die Erhebungen werden sich an den Vorgaben und 
Empfehlungen zur Umsetzung der Istanbul-Konvention und des BMFSFJ orientieren. Dieser 
IST-Stand wird aus organisatorischen Gründen sowie solchen der Kostenersparnis durch die 
Koordinierungsstelle vorgenommen werden. Dabei werden die Informationen entsprechend 
der Aufgabenfelder der IK durch die Koordinierungsstelle abgefragt und gebündelt werden. 
Die einzelnen Ressorts arbeiten eigenverantwortlich für die in ihre Zuständigkeitsbereiche fal-
lenden Bereiche zu.  
Auf eine eigene Dunkelfeldstudie zum Thema häusliche Gewalt soll in Thüringen verzichtet 
werden. Die Bundesregierung hat im Jahr 2021 einen „Geschlechtervergleichende Dunkelfeld-
Gewaltsurvey" beauftragt8, deren Ergebnisse für 2024 erwartet werden. 
 
 
5.  Erstellung eines IST-SOLL-Abgleiches in allen Themenfeldern der IK 
 
Zusätzlich zum aktuellen IST-Stand werden auch die Bedarfe und Vorstellungen zu den benö-
tigten Versorgungsstrukturen in allen Bereichen der IK bei den unterschiedlichen Beteiligten 
abgefragt werden, auch wenn diese bereits in Teilen in der Koordinierungsstelle durch die 
langjährige Zusammenarbeit der Landesregierung im Bereich „Schutz vor häuslicher Gewalt“ 
bekannt sind und anhand des noch bestehenden Maßnahmeplans gegen häusliche Gewalt 
durch den stetigen Austausch der Landesregierung mit dem Hilfenetzwerk beständig eruiert 
werden. Diese Bedarfe werden mit dem erhobenen Status Quo sowie den Vorgaben der IK 
und den dazu vorliegenden Studien, Empfehlungen und Materialien abgeglichen. Nach Aus-
wertung aller Informationen stimmen sich die einzelnen Ressorts der Landesregierung unter 
Federführung der Koordinierungsstelle zu den Ergebnissen dieser Vergleichsanalyse ab, um 
Synergien herzustellen und Doppelstrukturen zu vermeiden. Es steht den Ressorts frei, zu 
spezifischen Themen eigene Analysen durchführen zu lassen. Die Ergebnisse dieses IST-
SOLL-Abgleichs bilden das Ausgangsmaterial für den Aktionsplan und werden in diesem ver-
öffentlicht werden. 
 
 
6.  Festlegen von Zielen und deren Priorisierung 
 
Der IST-SOLL-Abgleich ist eine Grundlage für die Erstellung des Aktionsplanes und die Prio-
risierung der Ziele, die unter Federführung der Koordinierungsstelle gemeinsam mit den Res-
sorts und dem Beirat erfolgen. Diese werden sich sowohl auf Strukturen als auch Maßnahme-
felder beziehen. Ausschlaggebende Faktoren für die Priorisierung werden dabei sein: 
 
● die Fortsetzung und Optimierung bereits bestehender Maßnahmen zu Schutz, Hilfe und 

Prävention, um eine Kontinuität schaffen, 
● die Berücksichtigung der Ziele, die durch den Landtagsbeschluss vorgegeben sind, 
● die Dringlichkeit, mit der Versorgungslücken geschlossen werden müssen, 
Empfehlungen der Grevio-Kommission zum Staatenbericht Deutschland 2920, die in 2022 vor-
gelegt werden. 
 
7. Erstellen des Aktionsplanes gemäß Artikel 7 IK unter besonderer Berücksichti-

gung der Vorgaben von Diskriminierungsfreiheit gemäß Artikel 4 Absatz 39 und 
Geschlechtersensibilität gemäß Artikel 6.  

                                                 
8  https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/presse/pressemitteilungen/haushalt-2021-giffey-so-viel-geld-wie-jetzt-

gab-es-noch-nie-fuer-familien-163140  
9 Die Durchführung dieses Übereinkommens durch die Vertragsparteien, insbesondere von Maßnahmen zum 

Schutz der Rechte der Opfer, ist ohne Diskriminierung insbesondere wegen des biologischen oder sozialen Ge-
schlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der 
nationalen oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, 
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Wichtig für die Erarbeitung des Aktionsplanes ist, dass der Fokus nicht nur auf die Bereithal-
tung der nach Artikel 23 IK erforderlichen Schutzplätze gelegt wird, welcher gegenwärtig die 
öffentliche Diskussion um die Umsetzung der Istanbul-Konvention bestimmt. Für eine nach-
haltige und effiziente Umsetzung der Istanbul-Konvention ist es darüber hinaus notwendig, alle 
Bereiche der Gesellschaft zu erreichen und inhaltlich die Bandbereite der Artikel der IK umzu-
setzen, also auch Prävention, Aufklärung, Öffentlichkeitsarbeit, Strafverfolgung, Polizei, Justiz, 
Bildung, Gesundheitswesen, Aufbau von Netzwerken etc. mit einzubeziehen. 20 Jahre inter-
disziplinärer Gewaltschutz in Thüringen bieten hier eine gute Ausgangsbasis. 
 
Nach erfolgten Vorarbeiten gemäß den Ausführungen unter Kapitel B 4 bis B 6 des Berichtes 
wird unter Federführung der Koordinierungsstelle der Aktionsplan erstellt werden. 
 
 
8. Erstellen von Maßnahmeplänen zum Aktionsplan 
 
Maßnahmepläne sollen entsprechend der Vorgaben der Istanbul-Konvention und des Be-
schlusses des Thüringer Landtages mit dem Ziel der qualitativen, quantitativen und strukturel-
len Ausgestaltung von Schutz, Hilfe und Prävention sowie der gesetzlichen Ausgestaltung, der 
Öffentlichkeitsarbeit in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen sowie der Vernetzung der 
Interessenvertretungen erstellt werden. Dies ist ein interdisziplinärer Prozess, in dem Maß-
nahmepläne durch die Ressorts in Zusammenarbeit mit der Koordinierungsstelle und dem Bei-
rat erarbeitet werden. Hier wird es unvermeidlich sein, Prioritäten für und in einzelnen Berei-
chen zu setzen, da unter Berücksichtigung der personellen und finanziellen Ressourcen wie 
auch unter Berücksichtigung eines inhaltslogischen Aufbaus von Strukturen zu Hilfe und Prä-
vention nicht alle Maßnahmen gleichzeitig in Angriff genommen werden können  Die Prioritä-
tensetzung erfolgt unter Berücksichtigung der Kriterien von Punkt B 6. Die Ressorts machen 
dazu Vorschläge auf der Basis der IST-SOLL-Analyse unter eigenverantwortlicher Berücksich-
tigung ihres Haushalts. Mittel zur Umsetzung der ressortspezifischen Maßnahmen sind durch 
die jeweiligen Ressorts zu planen.  
 
Maßnahmepläne für einzelne abgegrenzte Bereiche können bereits parallel zur Erstellung des 
Aktionsplans in Angriff genommen werden, wenn klar ist, dass diese unerlässlich sind, oder 
bereits bestehende Maßnahmen fortgeschrieben werden müssen oder sollen. 
 
 
9.  Umsetzung des Aktionsplans, Begleitung  
 
Die Umsetzung des Aktionsplans wird federführend durch die Koordinierungsstelle und den 
Beirat begleitet, liegt aber grundsätzlich in der Eigenverantwortung der für die jeweiligen Maß-
nahmen zuständigen Ressorts. Dabei müssen immer auch die erforderlichen personellen und 
finanziellen Ressourcen der Koordinierungsstelle und der jeweils zuständigen Ressorts und 
Interessensvertretungen berücksichtigt und eingefordert werden. Die inhaltliche Begleitung 
des Aktionsplans und seiner Einzelpläne sowie Maßnahmen ist regelmäßig mit entsprechen-
der Öffentlichkeitsarbeit zu begleiten und breit zu kommunizieren. Dieses sollte in Abstimmung 
mit der Koordinierungsstelle durch die jeweils Verantwortlichen erfolgen. 
 
 
10. Kontrolle und Evaluierung 
 
 Zur Bewertung der Zielerreichung und Erfolgsmessung der Maßnahmen sind neben einem 
regelmäßigen Controlling stets auch die inhaltliche Umsetzung zu überprüfen. Insofern sind 

                                                 
der sexuellen Ausrichtung, der Geschlechtsidentität, des Alters, des Gesundheitszustands, einer Behinderung, 
des Familienstands, des Migranten- oder Flüchtlingsstatus oder des sonstigen Status sicherzustellen. 
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bereits bei der Konzipierung von Maßnahmen geeignete Indikatoren aufzustellen, mittels derer 
ein Controlling und eine Evaluierung vorgenommen werden können. 
 
 
11. Kontinuierliche Umsetzung der IK 
 
Als kontinuierliche Aufgaben sind über die im Landtagsbeschluss benannten Schwerpunkte 
der Koordinierungsstelle zusätzlich zu nennen: 
 
● qualifizierte Zusammenarbeit aller Interessenvertretungen in Netzwerken gegen häusliche 

und sexualisierte Gewalt, 
● datenbasierte Fortschreibung des Status Quo, 
● Koordinierung, Entwicklung, Initiierung, Begleitung und Auswertung von Modellen, Projek-

ten und Konzepten, 
● eigenverantwortliche Einsatz aller Interessenvertretungen für die Erreichung der Ziele der 

IK, 
● Zusammenarbeit auf allen politischen Ebenen, 
● Einbringen des Themas auf Bunde- und EU-Ebene gemäß der Umsetzung von „Eine Union 

der Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter 2025 (EUROPÄISCHE 
Kommission CON (2020 152 final). 

 
 
C Bericht zum Landtagsbeschluss zur Umsetzung der Istanbul-Konvention 

in Thüringen in DS in 7/3301  
 
Die Berichterstattung folgt den Nummern des Landtagsbeschlusses. Die entsprechenden 
Festlegungen aus Drucksache 7/3301 sind jeweils kursiv vorangestellt. 
 
Zu I Erarbeitung und Begleitung der Umsetzung des Aktionsplans gegen alle Formen 

von Gewalt gegen Frauen und Mädchen sowie gegen häusliche Gewalt in Thü-
ringen und die Begleitung von Maßnahmen zur Umsetzung dieser Ziele; in Ersatz 
Maßnahmeplan gegen Gewalt 

 
Artikel 7 der Konvention verpflichtet die Staaten dazu, Maßnahmen zu ergreifen, um umfang-
reiche, effektive und koordinierte Strategien zur Umsetzung der Konvention zu verabschie-
den und umzusetzen. Die deutsche Übersetzung von „policies“ in „Maßnahmen“ ist insoweit 
missverständlich, als in Artikel 7 IK der Schwerpunkt nicht auf Einzelmaßnahmen, sondern 
auf einer Gesamtstrategie liegt („comprehensive, effective policies“).10 Für die inhaltliche 
Ausgestaltung weist das Deutsche Institut für Menschenrechte (DIMR) darauf hin, die bishe-
rigen Empfehlungen des Expert:innenausschusses GREVIO zu beachten: die Rückbindung 
der Maßnahmen an die Vorgaben der Istanbul-Konvention, die Abkehr von kurzfristigen, pro-
jektförmigen Maßnahmen hin zu langfristig angelegten Initiativen sowie eine durchgehende 
Finanzierung der Maßnahmen. Entsprechendes ist im Sinne einer nachhaltigen Politik in al-
len Ressorts bei der Entwicklung von Maßnahmen zu beachten und zur Chefsache zu erklä-
ren.  Bedarf es des Einsatzes von Landesmitteln, so sind diese im Rahmen der zur Verfü-
gung stehenden Budgets zu erbringen und stehen unter dem Vorbehalt der Zurverfügungs-
tellung durch den Haushaltsgesetzgeber. 

                                                 
10 Der Landtagsbeschluss fordert die Erstellung eines Aktionsplans IK in Ablösung der vorherigen Maßnahmepläne 

gegen Gewalt. Im weiteren Text des Landtagsbeschlusses werden für Einzelbereiche dann „Landesprogramme“ 
(z.B. I 2), oder Maßnahmepläne (z.B. I 1) gefordert. Daraus ergibt sich die Logik, dass der Aktionsplan das über-
geordnete Instrument ist, in dessen Umsetzung sich für Einzelbereiche Landesprogramme oder Maßnahmepläne 
ergeben. Dies hat den Vorteil, dass zu einzelnen Bereichen gesonderte Pläne erstellt werden können, die sich 
aber stets als ein Teil eines Gesamt-Aktionsplans begreifen müssen. 
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Zur Erarbeitung eines Aktionsplanes ist es notwendig, eine Koordinierungsstelle gemäß Artikel 
10 IK (vgl. Kapitel B 1 und C II) einzurichten und das Begleitgremium (Beirat gegen sexuali-
sierte und häusliche Gewalt, vgl. Kapitel C III) zu berufen. Die Koordinierungsstelle Istanbul-
Konvention befindet sich, wie oben dargelegt, gegenwärtig noch im Aufbau.  
Wie in der Gesamtstrategie dargestellt, ist es für die Erarbeitung eines Aktionsplanes notwen-
dig, im ersten Schritt eine umfassende Analyse des Status Quo für alle gesellschaftlichen Be-
reiche und die in der Istanbul-Konvention vorgegebenen Kapitel zu erheben. Hierbei ist zu 
klären, welche Lücken hinsichtlich Hilfen und Prävention in Thüringen geschlossen werden 
können und müssen und wo die Zuständigkeiten liegen. Danach erfolgt die Erstellung des 
Aktionsplans für ein koordiniertes und dennoch ressortspezifisches Vorgehen. Hinsichtlich der 
Ablösung des Maßnahmeplans gegen Gewalt, der zuletzt 2007 fortgeschrieben wurde, durch 
einen umfänglicheren Aktionsplan, ist zu beachten, dass Gewaltprävention und Gewaltschutz 
bei häuslicher Gewalt in Thüringen seit vielen Jahren aktiv vorangetrieben wird. Bestehende 
Strukturen und Maßnahmen sind aufzunehmen, fortzuführen und in das Konzept der Istanbul-
Konvention zu adaptieren, zu integrieren und ggfs. zu expandieren. 
 
Das Begleitgremium, der Beirat gegen sexuelle und häusliche Gewalt hat in Vorbereitung der 
Umsetzung und Begleitung der Istanbul-Konvention in Thüringen bereits Unterarbeitsgruppen 
zu den Themen Gewalt, Frauenhausfinanzierung, und Hochrisikomanagement eingerichtet. 
Auch hier konnte auf vorliegende, wertvolle Arbeitsinhalte und Arbeitsstrukturen zwischen Lan-
desregierung und gesellschaftsrelevanten Interessenvertretungen angeknüpft werden. 
 
Bereits bestehende Maßnahmen bezüglich der Bekämpfung und Verhütung häuslicher Gewalt 
(vgl. Anlage: Thüringen Landesbericht im Grevio Staatenbericht der Bundesrepublik Deutsch-
land 2020) werden aktuell eigenverantwortlich durch die zuständigen Ressorts fortgeführt und 
begleitet sowie im Beirat gegen häusliche und sexuelle Gewalt kommuniziert. 
 
 
Zu I 1  Der Landtagsbeschluss 7/3301 fordert in Punkt I 1. ergänzend zu den in der 

Konvention genannten Definitionen die Erarbeitung einer Definition für "ge-
schlechtsspezifische Gewalt im digitalen Raum", damit ein Maßnahmenplan für 
die Bereiche Polizei, Justiz, Bildung und Jugend sowie die Beratungsstellen 
entwickelt werden kann. 

 
 
Durch den Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe (bff) liegt diesbezüglich 
eine Definition vor. Der bff und seine Mitgliedseinrichtungen arbeiten bereits seit mehreren 
Jahren zum Themenkomplex digitale Gewalt und werden dabei durch das BMFSFJ unter-
stützt. Der Beirat Gewaltschutz ist daher in seiner Sitzung am 14. September 2021 übereinge-
kommen, für Thüringen in Anlehnung an die bestehende Definition des bff folgende Definition 
zu verwenden: 
 

„Mit digitaler Gewalt sind alle Formen von geschlechtsspezifischer Gewalt, die sich techni-
scher Hilfsmittel und digitaler Medien (Handy, Apps, Internetanwendungen, Mails etc.) be-
dienen und/oder geschlechtsspezifische Gewalt, die im digitalen Raum, z.B. auf Online-
Portalen oder sozialen Plattformen stattfindet. Digitale Gewalt funktioniert nicht getrennt von 
„analoger Gewalt“, sie stellt meist eine Ergänzung oder Verstärkung von Gewaltverhältnis-
sen und -dynamiken dar.“ 

 
Diese Definition erscheint im Sinne eines einheitlichen Handelns und einer konfliktfreien Kom-
munikation geeignet, die Definitionsvielfalt bestmöglich und effizient einzudämmen. Zugleich 
hat sie den Vorteil, dass hier mit Bundesmitteln erstellte Materialien ohne weitere Transforma-
tionsprozesse genutzt werden können (vgl. https://www.aktiv-gegen-digitale-gewalt.de/de/di-
gitale-gewalt.html). 
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Damit ist die Aufgabe I.1 erfüllt und die Erarbeitung von bereichsspezifischen „Maßnahmeplä-
nen zur Bekämpfung Digitaler Gewalt“ kann erfolgen. Sie werden ein Teil des Aktionsplans 
sein. Bei der Erarbeitung dieser Maßnahmepläne werden die Schnittmengen zu den anderen 
Aufgaben der IK beachtet. 
 
 
Zu I 2 bis I 4 

 
I 2 Erarbeitung eines ressortübergreifenden Landesprogramms zur Prävention 
vor intersektionaler11, geschlechtsspezifischer Gewalt in allen relevanten ge-
sellschaftlichen Bereichen 
 
I 3. Erweiterung der Gewaltschutz- und Unterstützungseinrichtungen gegen in-
tersektionale geschlechtsspezifische Gewalt und Ausbau eines flächendecken-
den Unterstützungsnetzwerks für Menschen, die Gewalt erfahren 
 
I 4. Ausbau von leicht zugänglichen Beratungseinrichtungen sowie der psycho-
sozialen Beratung, um Bedarfe frühzeitig zu erkennen und Opfer frühzeitig un-
terstützen zu können 

 
Die Punkte I 2 bis I 4 entsprechen den Vorgaben von Artikel 3 IK nach Schutz vor Gewalt in 
Verbindung mit Artikel 4 IK, der den Schutz vor jeglicher ausgrenzenden Diskriminierung pos-
tuliert. Zusätzlich müssen sie entsprechend Artikel 6 IK geschlechtersensibel sein. Gleichzeitig 
sollen entsprechend Artikel 2(2) IK alle Menschen vor häuslicher Gewalt geschützt werden. 
Dies entspricht im Grundsatz dem jetzigen Handeln der Landesregierung, die insbesondere 
mit Zuwendungen an Interventionsstellen gegen häusliche Gewalt ein Beratungs- und Unter-
stützungsangebot unabhängig von Geschlecht und sexueller Orientierung thüringenweit för-
dert. Zudem fördert der Freistaat Thüringen mit dem Projekt A 4 eine überregionale Beratungs-
stelle für Männer, die von häuslicher Gewalt betroffen sind 
 
Der intersektionale geschlechtsspezifische Ausbau des Hilfesystems bedarf in allen Facetten 
einer bedarfsgerechten Planung, da in vielen Bereichen bereits Handlungsansätze und Ver-
sorgungsstrukturen bestehen (vgl. Länderbericht Thüringen im Grevio-Bericht Deutschland 
2020 -Anlage). Die Erstellung einer solchen Konzeption im Rahmen der IST-SOLL-Analyse 
der bestehenden Beratungs- und Hilfestrukturen muss interdisziplinär und ressortübergreifend 
unter Berücksichtigung bereits bestehender Programme wie beispielsweise dem Landespro-
gramm für Akzeptanz und Vielfalt12, dem Thüringer Maßnahmeplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention13 erarbeitet werden. 
Bereits jetzt können und werden durch die Träger solcher Einrichtungen oder Bildungsmaß-
nahmen, Programme, Richtlinien und Fördermöglichkeiten von Bund, Land und Kommunen 
zur Umsetzung und Bereitstellung von Versorgungsstrukturen, Hilfeangeboten und Bildungs- 
sowie Präventionsmaßnahmen genutzt.  
 

                                                 
11 Intersektionalität: Überschneidung und Gleichzeitigkeit von verschiedenen Diskriminierungskategorien gegen-
über einer Person 

 
12 https://www.staatskanzlei-thueringen.de/fileadmin/user_upload/Landesregierung/Themen/Akzeptanz-Viel-
falt/broschure_des_landesprogrammes_fur_akzeptanz_und_vielfalt.pdf  
 
13 https://www.gemeinsam-einfach-machen.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/Aktionsplaene/aktions-
plan_thueringen.pdf?__blob=publicationFile&v=5 
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Ausweislich der “Bewohner:innenstatistik“ der Frauenhauskoordinierung“14 zeigt sich für die 
Frauenhäuser in Thüringen, dass über 40 Prozent der Schutzsuchenden nicht deutscher 
Staatsangehörigkeit sind (2019 waren es 45,9 Prozent, wobei der Anteil von Menschen mit 
Migrationshintergrund nach Angaben des Thüringer Landesamtes für Statistik (TLS) zum 
31.12.2020 in Thüringen 5,4 Prozent betrug). Die Fachkräfte sind daher täglich mit dem Phä-
nomen der Intersektionalität konfrontiert. Das Landesprogramm Dolmetschen in der Verant-
wortung des Thüringer Ministeriums für Migration, Justiz und Verbraucherschutz (TMMJV) ist 
hier eine wichtige Hilfe in der Beratung der Frauen nicht nur in den Schutzeinrichtungen, son-
dern auch in allen anderen psychosozialen Beratungsstellen, im Gesundheitswesen und in der 
Verwaltung. Es wird im Grevio-Bericht der Bundesregierung als Best-Practise Beispiel darge-
stellt. Auch die Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung sind Bausteine, die in der Praxis ge-
nutzt werden und gute Anknüpfungspunkte bieten.  
 
 
Zu I 5.  schneller quantitativer und qualitativer Ausbau weiterer Frauenhausplätze und 

Schutzwohnungen für Betroffene von häuslicher Gewalt gemäß den Empfeh-
lungen der Konvention, diese Plätze müssen allen Betroffenen unabhängig vom 
Wohnort, der Herkunft oder dem aktuellen Aufenthaltsstatus offenstehen, dazu 
gehört auch die auskömmliche Förderung von Personal, das für Betroffene von 
häuslicher Gewalt sowie deren Kinder in den Schutzeinrichtungen eine fachli-
che Begleitung leisten kann, sowie Personal zur Erfüllung der organisatori-
schen Aufgaben, es ist zu prüfen, ob und wie die Finanzierung sowie die orga-
nisatorische Verantwortung für die in Thüringen benötigten Frauenhausplätze 
und Schutzwohnungen in Verantwortung des Landes umgesetzt werden kann, 
sodass eine flächen- und bedarfsgerechte Vorhaltung von Plätzen gemäß der 
Konvention möglich ist. 

 
Gemäß Artikel 23 IK haben die beigetretenen Staaten geeignete und leicht zugängliche   
Schutzunterkünfte in ausreichender Zahl für Opfer, insbesondere Frauen und deren Kinder, 
bereitzustellen. Die Empfehlung des Europarates vom 21.06.2006 sieht im erläuternden Be-
richt zur Istanbul-Konvention15 zu Artikel 23 IK  einen Frauenhausplatz pro 7.500 Einwohner:in-
nen (Gesamtbevölkerung) als angemessen an16 und verweist darauf, dass die Plätze am Be-
darf orientiert vorzuhalten sind.  
Rein rechnerisch würden sich für Thüringen bei 2,12 Mio. Einwohner:innen 283 benötigte 
Plätze ergeben, denen derzeit 171,5 vorgehaltene Plätze gegenüber stehen. Dabei kann es 
aber nicht nur um eine rein nummerische Betrachtung gehen, vielmehr muss eine qualitative 
und lokal angemessene Planung von Schutzplätzen erfolgen, die im Kontext des gesamten 
Hilfesystems Gewaltschutz in Thüringen stehen. 
 
Wie in der Antwort der Landesregierung zur Kleinen Anfrage 7/1489 dargelegt, existiert keine 
rechtliche Grundlage, die die Thüringer Landkreise und kreisfreien Städte zur Vorhaltung von 
Kapazitäten in Frauenhäusern oder Frauenschutzwohnungen verpflichten. Nach dem Wortlaut 
beschreiben die in § 1 Abs. 3 Thüringer Frauenhausförderverordnung (ThürFHFöVO) genann-
ten Vorschriften der Sozialgesetzbücher den Rahmen kommunaler Pflichtaufgaben, an dem 
sich das Angebot an Frauenhäusern und -schutzwohnungen orientieren soll. Die Unterhaltung 
bzw. der Betrieb von Frauenhäusern oder Frauenschutzwohnungen soll mit der Förderung des 
Landes nach der Thüringer Frauenhausförderverordnung unterstützt werden. Nach § 4 Abs. 2 

                                                 
14 Vgl https://www.frauenhauskoordinierung.de/publikationen/fhk-bewohner-innenstatistik/ 
 
15 https://rm.coe.int/1680462535, Seite 69 Nr. 135 
 
16 COE Task Force to Combat Violence against Women, including domestic violence 21.06.2006: 
https://www.coe.int/t/dg2/equality/domesticviolencecampaign/Source/Final_Activity_Report.pdf 
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Thüringer Chancengleichheitsfördergesetz müssen sie jeweils vom örtlichen Träger der Sozi-
alhilfe und der regional zuständigen Gleichstellungsbeauftragten befürwortet und als notwen-
dig anerkannt sein. 17 Dadurch ist es dem Land bei der bestehenden Gesetzeslage derzeit 
nicht möglich, regulierend einzugreifen. Was die Aufnahme ortsfremder Frauen betrifft, sind 
die Vereinbarungen in den jeweiligen Leistungs-, Vergütungs- und Prüfungsvereinbarung nach 
§ 75 SGB XII zwischen Träger und zuständiger Kommune ausschlaggebend.  
 
Die offenen Finanzierungsfragen bei der Aufnahme einiger Personengruppen (wie z.B. Stu-
dentinnen, Frauen mit genügendem Einkommen, Frauen ohne deutsche Staatsbürgerschaft, 
ortsfremde Frauen) in Schutzeinrichtungen sind bekannt und werden seit Jahren in der GFMK 
und ihren Gremien diskutiert wird. Der Lösung dieses Problems hat sich der Runde Tisch ge-
gen Gewalt von Bund, Ländern und Kommunen angenommen. Eine bundeseinheitliche Lö-
sung wäre aus Sicht Thüringens zu begrüßen. Der runde Tisch „Gemeinsam gegen Gewalt an 
Frauen“ hat in seiner Sitzung am 21. Mai 2021 das Papier „Gemeinsame Position für eine 
bundesgesetzliche Regelung zu Schutz und Beratung bei Gewalt bundesweit sicherstellen“18 
erarbeitet. Darin sprechen sich die Mitglieder des Runden Tisches mehrheitlich für die Schaf-
fung eines bundesweit einheitlichen Rahmens durch eine bundesgesetzliche Regelung aus, 
um künftig im gesamten Bundesgebiet einen bedarfsgerechten und niedrigschwelligen Zugang 
zu Schutz und Beratung zu gewährleisten. Länderspezifische Lösungen, die über einen bun-
desgesetzlichen Mindeststandard hinausgehen, sollen dabei möglich bleiben. Auf die Frage, 
ob die bundesgesetzliche Regelung in einen Rechtsanspruch auf einen Frauenhausplatz mün-
den soll, konnten sich die Teilnehmer:innen des Runden Tisches bislang nicht einigen und 
eine Lösung auf Bundesebene ist nicht absehbar. 
 
Deswegen werden im TMASGFF gegenwärtig Vorschläge zu einer gesetzlichen Änderung für 
eine verbindliche Vorhaltung von bedarfsgerechten Schutzplätzen in Kommunen unter Beach-
tung der Verantwortungs- und Finanzierungmodalitäten im Sinne des in I 5 erteilten Prüfauf-
trags erarbeitet. Insbesondere bei der Finanzierung ist zur Umsetzung der Istanbul-Konvention 
von einem erheblichen Mehrbedarf auszugehen, der sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt zwar 
noch nicht beziffern lässt, sich aber allein auf Grund einer erhöhten Anzahl von Plätzen mit 
der geforderten verbesserten qualitativen und quantitativen Ausstattung ergeben muss. Nach 
Istanbul-Konvention wird es auch nötig sein, mehr finanzielle Mittel z.B. für den Schutz aller 
Geschlechter, für ein Hochrisikomanangement, einen besseren Schutz von Kindern bei häus-
licher Gewalt und andere Maßnahmen bereitzustellen, die einem dem Auftrag eines umfas-
senden Gewaltschutzes gerecht werden. Begleitend werden in der UAG Frauenhausfinanzie-
rung des Beirates für Gewaltschutz Lösungsansätze unter Beachtung der Regelungen im 
Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch erarbeitet und Umsetzungsprozesse ausge-
lotet. Sollte es später eine Einigung zwischen Bund, Ländern und Kommen geben, können die 
Thüringer Regelungen entsprechend angepasst werden.  
 
Ziel ist es, ein flächendeckendes bedarfsgerechtes Netz von Schutzplätzen auf der Grundlage 
einheitlicher fachlicher Standards und unter Beachtung der Barrierefreiheit zu schaffen und 
somit auch Frauen mit Behinderungen verschiedener Arten Schutz bieten können. 
 
Für den qualitativen und quantitativen Ausbau von Schutzeinrichtungen und Beratungsstruk-
turen können Kommunen und Träger von Einrichtungen zum Schutz und zur Beratung von 
gewaltbetroffenen Frauen und ihren Kindern beispielsweise Bundesmittel aus dem Bundesin-
vestitionsprogramm „Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen“ und dem Bundesinnovationspro-
gramm beantragt werden, insbesondere auch zur Herstellung von Barrierefreiheit und der 
Schaffung bedarfsgerechter moderner Platz-Kapazitäten. Gefördert werden Maßnahmen zum 
Aus-, Um- und Neubau sowie zum Erwerb oder der Sanierung von Unterstützungseinrichtun-

                                                 
17 LT-Drs 7/2724, Antwort auf Frage 1 
18 https://www.bmfsfj.de/resource/blob/181770/42adedc8c3bbd1713416b8e09a687a91/positionspapier-runder-

tisch-gewalt-an-frauen-data.pdf  
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gen (zum Beispiel Frauenhäuser, Fachberatungsstellen oder Schutzwohnungen), denen inno-
vative Ansätze zur Unterstützung bei Gewaltbetroffenheit zugrunde liegen. Profitieren sollen 
hiervon insbesondere gewaltbetroffene Frauen, für die es bislang bundesweit nicht ausrei-
chend Kapazitäten beziehungsweise keine ausreichende Zahl an spezialisierten Unterstüt-
zungsangeboten gibt. Insgesamt stehen in den Jahren 2020 bis 2024 bundesseitig jeweils ca. 
30 Mio. Euro zur Verfügung (abzüglich der Kosten des Bundes), die sich gemäß Königsteiner 
Schlüssel auf die Bundesländer aufteilen. Nach Kalkulation des Bundes entfallen auf Thürin-
gen pro Haushaltsjahr 754.497,60 Euro.  
 
Der Bund finanziert bis zu 90 Prozent der Projektgesamtkosten. Die verbleibenden 10 Pro-
zent müssen aus Eigenmitteln, Drittmitteln oder ggfs. Landesmitteln finanziert werden. Nach 
aktuellem Planungsstand werden derzeit vier Träger von Thüringer Frauenschutzeinrichtun-
gen Fördermittel des Bundesinvestitionsprogrammes in Anspruch nehmen. Dabei ist es ins-
besondere für kleine Vereine, welche seit Jahren Frauenschutzeinrichtungen als Träger un-
terhalten, eine besondere Herausforderung, den Eigenanteil von zehn Prozent an den zu-
wendungsfähigen Ausgaben aufzubringen. Sofern ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
hierbei an Grenzen stößt und keine weiteren Mittel eingeworben werden können, kann das 
Land die Träger mit Zuschüssen unterstützen und die Inanspruchnahme von Bundesmitteln 
ermöglichen. Im Einzelplan 08, Kapitel 0824 Titel 89301 stehen im Haushaltsjahr 2021 Mittel 
i. H. v. 83.000 Euro für Zuschüsse für investive Maßnahmen zur Unterstützung von Innovati-
onen im Hilfesystem für von Gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder zur Verfügung. Im Pla-
nentwurf 2022 wurden im selbigen Titel Mittel i. H. v. 83.900 Euro veranschlagt. Es ist vorge-
sehen, diese Kriterien in einer Landesrichtlinie abzubilden. 
 
 
 
Zu I 6.  Kosten für Schutzangebote, Strafverfolgungsmaßnahmen, Prozesskosten und 

dergleichen dürfen nicht die Opfer von Gewalt treffen; deshalb ist zu prüfen, 
wie Opfer von Gewalt von allen derartigen Kosten befreit werden können 

 
Bezüglich der Schutzangebote wäre hierfür eine bundeseinheitliche Regelung zu favorisie-
ren.Da diese noch aussteht, ist aus Sicht der Landesregierung zumindest für die Übergangs-
zeit eine solche Prüfung durch das zu ständige Ressort zu veranlassen. 
 
Die Kostentragung im Zusammenhang mit Strafverfahren und anderen gerichtlichen Verfahren 
ist abschließend durch Bundesrecht geregelt. Den Interessen der Opfer von Gewalt wird hier 
insbesondere durch die Regelungen über Beratungshilfe (BerHG), Prozesskostenhilfe (§ 404 
StPO), Nebenklägerbeistand (§ 397a StPO) und psychosoziale Prozessbegleitung (§ 406g 
Absatz 3 StPO i. V. m. § 397a StPO) Rechnung getragen. Mit Blick auf das vorrangige Bun-
desrecht besteht insoweit auf Landesebene kein rechtlicher Handlungsspielraum.  
 
 
Zu I 7.   Ausbau eines Täterinnen- und Täterprogramms, das sich auf häusliche und se-

xualisierte Gewalt bezieht und einen Fokus auch auf Prävention legt 
 
Dieser Aspekt wird mit der Erarbeitung eines Aktionsplans in Angriff genommen. Wie in allen 
Bereichen bedarf es einer vorhergehenden Planung. Bekannt ist, dass es insbesondere auf 
dem Sektor der sexualisierten Gewalt in Thüringen noch ein erheblicher Bedarf in der Versor-
gung der Geschädigten besteht. Hinsichtlich rein präventiver Angebote gilt dies auch für po-
tenzielle Täter:innen. Für den Ausbau des bereits bestehenden Hilfe- und Präventionspro-
gramms (vgl. Grevio Länderbericht Thüringen in der Anlage) wird es dementsprechend nach 
Einschätzung der Landesregierung zusätzlicher finanzieller Mittel insbesondere für die perso-
nelle Ausgestaltung dieser Arbeit bedürfen. Auch hier wird die Umsetzung nur im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel möglich sein. 
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Zu II.  Benennung der Koordinierungsstelle gegen geschlechtsspezifische und häus-

liche Gewalt gemäß Artikel 10 der Konvention. 

Hierzu wird auf die obigen Ausführungen unter Kapitel B 1 verwiesen. Lt. Landtagsbeschluss 
soll die Koordinierungsstelle insbesondere folgende Aufgaben wahrnehmen: 
 

II.1. die Erarbeitung und Begleitung der Umsetzung des Aktionsplans gegen alle 
Formen von Gewalt gegen Frauen und Mädchen sowie gegen häusliche Gewalt 
in Thüringen und die Begleitung von Maßnahmen zur Umsetzung dieser Ziele 

 
Zur Erarbeitung des Aktionsplans wird auf Kapitel B 7 verwiesen, die den Aktionsplan als Teil 
der Gesamtstrategie ausweist und für den die Vorbereitungen bereits aufgenommen wurden. 
Für die Begleitung wird auf die Einrichtung des Beirates und der UAGs verwiesen (vgl. Kapitel 
B 2 und Kapitel C III). Die bereits vor Verabschiedung des Landtagsbeschlusses geleistete 
intensive Arbeit zur Sicherstellung des Gewaltschutzes auf der Basis des seit 2007 bestehen-
den Maßnahmeplans gegen häusliche Gewalt sowie der Arbeit in den Ministerkonferenzen 
(GFMK, IMK, JFMK, Jumiko) und dem Runden Tisch gegen Gewalt von Bund, Ländern und 
Gemeinden bilden die Basis zur Umsetzung der IK in Thüringen. Dazu gehören auch intermi-
nisterielle Austausche zum Thema Gewalt sowie Gesprächsrunden mit den einschlägigen 
Landesarbeitsgemeinschaften, ferner das Werben für Förderprogramme des Landes und des 
Bundes wie das Bundesinvestitionsprogramm und das Bundesinnovationsprogramm (vgl. Ka-
pitel C I 5) oder das interdisziplinäre Elearningprogramm „Schutz und Hilfe bei häuslicher Ge-
walt“, die Verbesserung technischer Ausstattungen durch Empowerment 2.0, sowie die Ver-
handlungen der Landesregierung mit den Krankenkassen zur Verfahrensunabhängigen Spu-
rensicherung in Umsetzung von § 132 k SGB V. 
 
 

II.2. Erarbeitung präventiver Maßnahmen für Schule, Ausbildung sowie Fort- 
und Weiterbildung für Personen, die mit Betroffenen und Täterinnen und Tätern 
zu tun haben. Dies betreffen insbesondere das Bildungssystem, die Polizei, 
Staatsanwaltschaft und Justiz sowie die Kinder- und Jugendhilfe, um im Be-
reich der staatlichen Gewalt für die Bedürfnisse und Rechte der von Gewalt Be-
troffenen zu sensibilisieren. Hierzu gehört auch die Erarbeitung von Hand-
lungsleitfäden. 

 
Die Erarbeitung von präventiven Maßnahmen und Handlungsleitfäden sind Teil des Aktions-
plans. Ihre Erarbeitung wird im Aktionsplan festgelegt werden und für die jeweiligen Zielgrup-
pen und Arbeitsfelder in Zusammenarbeit mit den genannten Ressorts erarbeitet werden. Be-
reits vorhandenen Maßnahmen sind dabei zu berücksichtigen. 
 
 
 

II.3. Erarbeitung von fachlichen Empfehlungen zur Weiterentwicklung und Ver-
änderungen von Gesetzen und Verordnungen 

 
Zur Erarbeitung fachlicher Empfehlungen und Verordnungen ist die Koordinierungsstelle mo-
mentan noch nicht mit den nötigen personellen Ressourcen ausgestattet. Hierzu ist eine Ein-
bindung der jeweils betroffenen Ressorts notwendig. Zudem müssen die Empfehlungen im 
Einklang mit bundesgesetzlichen Gegebenheiten und Vorgaben aus den Ministerkonferenzen 
sowie mit denen des Runden Tisch gegen Gewalt an Frauen stehen. 
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II.4. Erarbeitung von Empfehlungen für Angebote zum Empowerment und 
Schutz vor sexualisierter Gewalt, zum Beispiel Selbstverteidigungs- und 
Selbstbehauptungskurse bei physischer oder verbaler Gewalt, hier sollen auch 
Programme für Schulen und andere Bildungsorte konzipiert werden können. 

 
Dies ist eine sehr spezifische Aufgabe, deren Ausführung durch das TMBJS, TMIK, die LAGs 
Kinderschutz, Frauenzentren, Frauenhäuser unter Hinzuziehung geeigneter Expert:innen er-
arbeitet werden sollte Dabei sollte deren Umsetzung und Finanzierung durch geeignete Trai-
nerinnen mit in den Blick genommen werden.  Die im Beirat Gewaltschutz vertretenen Res-
sorts stimmen hier überein, dass die dafür eventuell notwendigen Haushalts-Mittel durch die 
jeweiligen Ressorts im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel zu tragen sind. 
Angebote zum Empowerment und zur Selbstverteidigung werden – wenn auch nicht flächen-
deckend – bereits seit Jahren durch Frauenzentren angeboten. Weitere Schritte sollten mit der 
Fortführung von Selbstverteidigungskursen für Frauen mit Behinderungen gegangen werden, 
In den Jahren 2020 und 2021 mussten diese Angebote aufgrund der Corona-Pandemie abge-
sagt werden. Ein wichtiger Partner hierbei ist der Landessportbund. 
 
Hinsichtlich sexualisierter Gewalt ist zu bedenken, dass es in Thüringen bislang nur eine un-
zureichende Struktur für Erwachsene als Betroffene sexualisierter Gewalt gibt. Es wird also 
nicht ausreichen, hier Angebote zum Empowerment für Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
zu etablieren, ohne dass eine Einbindung in ein entsprechendes Beratungs- und Hilfenetz be-
steht. Hier ergeben sich Schnittmengen mit den Aufgaben der Landesbeauftragten für Kinder-
schutz und die Bekämpfung sexueller Gewalt an Kindern im Freistaat Thüringen und dem 
TMBJS, die durch eine gemeinsame Arbeit im Beirat Gewaltschutz und der IMAG Kinder-
schutz abgedeckt werden.  
 
 
Zu III  Es ist ein Begleitgremium einzusetzen, das interdisziplinär und ressortüber-

greifend sowie mit Akteurinnen und Akteuren aus der Kommunalebene, aus 
dem Antigewalt- und Antidiskriminierungsbereich und der Zivilgesellschaft be-
setzt ist. Diese Monitoringgruppe ist für die Evaluierung der Umsetzung der 
Maßnahmen gegen Gewalt sowie für die Erarbeitung von daraus abzuleitenden 
Handlungsempfehlungen zuständig.  

 
Diese Forderung entspricht im Wesentlichen den Vorgaben der Artikel 7 Absatz 3, 9 und 10 
IK. Nach Maßgabe dieser Artikel getroffene Maßnahmen beziehen gegebenenfalls alle ein-
schlägigen Akteure wie Regierungsstellen, nationale, regionale und lokale Parlamente und 
Behörden, nationale Menschenrechtsinstitutionen und zivilgesellschaftliche Organisationen 
ein. 
 
In Umsetzung dieses Auftrages arbeitet unter Leitung der Beauftragten für die Gleichstellung 
von Frau und Mann der Beirat Gewaltschutz gegen häusliche und sexualisierte Gewalt, der 
sich - wie bereits in Kapitel B 2 - dargestellt, aus Vorgängerstrukturen entwickelt werden 
konnte. Die bisher hier arbeitenden Mitglieder haben befunden, dass der Einbezug weiterer 
Mitglieder erforderlich ist, um eine dem Auftrag angemessenere interdisziplinäre Fachlichkeit 
herzustellen. Nach verbindlicher und namentlicher Benennung der Mitglieder durch die Inte-
ressenvertretungen ist vorgesehen, diese im Januar 2022 durch Frau Ministerin Werner beru-
fen zu lassen. Auf die Einrichtung verschiedener fachspezifischer Unterarbeitsgruppen wurde 
bereits in unter den Kapiteln B 2 und C I hingewiesen.  
 
 
Aufgaben des Beirats sind: 

 Impulsgebung für die Erarbeitung von Empfehlungen und Maßnahmen zum Aktions-
plan gegen häusliche und sexualisierte Gewalt,  

 Stärkung des Netzwerkes gegen häusliche und sexualisierte Gewalt,  
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 Vertretung der Institutionen der Landesregierung und der NGOs,  
 Begleitung der Maßnahmen. 

 
Aufgrund dieser Aufgabenbestimmung kann der Beirat nicht gleichzeitig die Aufgaben des Mo-
nitorings (Bewertung nach Artikel 10 IK) wahrnehmen, wie dies im Beschluss des Landtages 
formuliert wurde, da er sich ansonsten selbst evaluieren und kontrollieren würde. Zudem hat 
die Monitoringstelle nach IK die Aufgaben der Datenerhebung sowie der Forschung, was bei-
des nicht im Rahmen des Beirates Gewaltschutz abgedeckt werden kann. Das Deutsche Insti-
tut für Menschenrechte (DIMR)19 empfiehlt ausdrücklich eine Trennung von Erarbeitung und 
Evaluation. Hierfür muss noch eine Lösung gefunden werden. Infrage käme neben der Ein-
richtung einer gesonderten von der Koordinierungsstelle getrennten Implementierung in der 
Landesregierung auch die externe Vergabe einer Evaluierung an ein wissenschaftliches Insti-
tut. Diese hätte den Vorteil, dass dieses unabhängig von der Landesregierung die Datenerhe-
bung durchführt und auswertet. 
 
Im Beirat sind gegenwärtig vertreten: 
 

Institution 
Landesgleichstellungbeauftragte/ Koordinierungsstelle IK 
TMASGFF 
TMBJS 
TMMJV  
Beauftragte für Integration, Migration und Flüchtlinge  
Landespolizeidirektion 
LAG Interventionsstellen 
LAG Frauenzentren 
LAG Frauenhäuser 
LAG Kommunale GB 
LAG Kinder- und Jugendschutz 
LIGA der Freien Wohlfahrtspflege 
Projekt A4 Männerberatung (Vereint gegen Gewalt e.V.) 
LSBTIQ*-Koordinierungsstelle  
Bewährungs- und Straffälligenhilfe e.V. 
DaMigra – Dachverband der Migrantinnenorganisationen 
Institut für Rechtsmedizin am Universitätsklinikum Jena 
Wissenschaftliche Beratung: HS Nordhausen  

 
Der Beirat soll wegen der in der Istanbul-Konvention genannten Themen in den Kapiteln II bis 
VII   erweitert werden um Expert:innen aus: 
 

Landesärztekammer, 
Staatsanwaltschaft, 
Familiengericht, 
Gesundheitswesen insbesondere mit den Schwerpunkten Psychiatrie und Sucht, 
Kommunale Spitzenverbände, 
Landesmedienanstalt/ /Landeszentrale für politische Bildung. 
 
Entsprechende Anfragen wurden bereits durch die Koordinierungsstelle veranlasst. 
 

 
Zu IV   Es ist zu prüfen, ob die Koordinierungsstelle bei der Beauftragten für die 

Gleichstellung von Frau und Mann angesiedelt wird und dafür eine personelle 

                                                 
19 https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Analyse_Studie/Analyse_Istan-
bul_Konvention.pdf) 
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Stärkung des Büros notwendig ist. Die finanziellen und personellen Ressour-
cen für die Umsetzung der Istanbul-Konvention finden in den kommenden 
Haushalten Berücksichtigung 

 
Zur Installierung der Koordinierungsstelle wird auf die Ausführungen zu Kapitel C II verwiesen. 
Die derzeitige personelle Ausstattung ist nach Berechnungen des TMASGFF auch nach er-
folgter Stellenbesetzung nicht auskömmlich für die umfänglichen Aufgaben der Istanbul-Kon-
vention und den durch den Landtag beschlossenen Arbeitsauftrag.  
 
Hinsichtlich der Bereitstellung finanzieller Mittel wird auf die Vorgaben in Artikel 8 IK20 verwie-
sen. Finanzielle Ressourcen werden mit der Erstellung des Aktionsplans nicht nur für die Ko-
ordinierungsstelle, sondern auch in den jeweiligen Ressorts im Rahmen ihrer zu Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel zu veranschlagen sein, die Maßnahmen, Strukturen und Angebote 
bzgl. Schutz, Hilfe, Beratung, Empowerment, Aufklärung und Sensibilisierung, aber auch Ge-
sundheitsversorgung physischer und psychischer Art, Prävention und Teilhabe, rechtlicher Un-
terstützung, Strafverfolgung etc. ausarbeiten und anbieten.  
 
Die Koordinierungsstelle hat für den Haushaltsentwurf der Landesregierung für 2022 Mittel im 
Einzelplan 08 bei Kapitel 0808 angemeldet im: 
- Titel 684 70 in Höhe von 1,31 Mio. Euro für die Umsetzung von Maßnahmen der Istanbul-

Konvention und 180.000 Euro für die Einrichtung einer Geschäftsstelle beim Landesver-
band für Frauen mit Behinderungen e.V. (LafiT) 

- Titel 538 70 in Höhe von 152.000 Euro für die vertrauliche Spurensicherung. Die Mittel 
stehen unter dem Vorbehalt der abschließenden Entscheidung und Feststellung durch den 
Haushaltsgesetzgeber.  

 
Aus den übrigen Ressorts wurden für das Haushaltsjahr 2022 keine Mittel beantragt, die ex-
plizit der Umsetzung der Istanbul-Konvention dienen; dies bedeutet jedoch nicht, dass nicht 
auch weiterhin Mittel geplant sind, die der Fortschreibung bereits bestehender Maßnahmen 
des Gewaltschutzes und der Prävention dienen. Die lang- und mittelfristige Planung benötigter 
Mittel und des finanziellen Mehrbedarfs kann erst mit der Erstellung des Aktionsplans und der 
entsprechenden Maßnahmepläne erfolgen. 
 
Bei der Kalkulation der benötigten zusätzlichen Finanzen zur Umsetzung der Istanbul-Konven-
tion gilt es zu bedenken, dass durch häusliche Gewalt allein in Thüringen jährlich ein Schaden 
von ca. 100 Mio. Euro entsteht (beispielsweise in Kosten im Gesundheitswesen, Arbeitsunfä-
higkeit, bei der Polizei und Gerichten)21.  
 
Zu V  Die Landesregierung stößt eine Bundesratsinitiative zur Rücknahme der Vor-

behalte der Bundesregierung gegen Artikel 59 der Konvention an. Dadurch wer-
den Ausweisungsverfahren ausgesetzt, um Betroffenen von Gewalt gegen 
Frauen oder häuslicher Gewalt mit abgeleitetem Aufenthaltsrecht die Möglich-
keit zu geben, einen eigenständigen Aufenthaltstitel zu beantragen. 

 
Thüringen hat am 25. Juni 2021 gemeinsam mit Bremen, Berlin und Hamburg einen Antrag 
zur „Rücknahme der Vorbehalte zu Artikel 59 der Istanbul-Konvention“ in den Bundesrat ein-
gebracht (BR-Drs. 560/21). Aufgrund der Bundestagswahl unterlag die Bundesratsinitiative der 
Diskontinuität. Thüringen stellte zwar in der 1008. Sitzung des Bundesrates am 17. September 
2021 einen Antrag auf sofortige Sachentscheidung, dieser Antrag wurde jedoch abgelehnt, 

                                                 
20  Die Vertragsparteien stellen angemessene finanzielle und personelle Mittel bereit für die geeignete Umset-

zungvon ineinandergreifenden politischen und sonstigen Maßnahmen sowie Programmen zur Verhütung und 
Bekämpfung aller in den Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallenden Formen von Gewalt, einschließ-
lich der von nichtstaatlichen Organisationen und der Zivilgesellschaft durchgeführten. 

21 vgl. Kostenschätzungen entsprechend der Ergebnisse in Sacco, Sylvia: Häusliche Gewalt Kostenstudie für 
Deutschland, Gewalt gegen Frauen in (ehemaligen) Partnerschaften, 2017 
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vgl. BR-Protokoll vom 17. September 2021, S 388 f. Insofern ist zu entscheiden, ob diese 
Bundesratsinitiative in der neuen Legislaturperiode des Bundestages erneut eingebracht wird. 
 
 
Anlage: 
Thüringen Landesbericht im Grevio Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland 2020 
 
 
 
13. Dezember 2021 
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